
MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 
 
14. Ministerrat 
14 April 2020 

 
 

1. Schreiben des Landeshauptmannes von Kärnten vom 19. März 2020, mit dem ein 
Beschluss vom 12. März 2020 betreffend „kostendeckende Finanzierung des Schüler-
gelegenheitsverkehrs“ vorgelegt wird. 

2. Schreiben des Amtes der Kärntner Landesregierung vom 24. März 2020, mit dem eine 
Resolution vom 24. März 2020 betreffend „Stilllegung des AKW Krsko“ vorgelegt 
wird. 

3. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 31. März 2020, mit dem 
ein Beschluss vom 4. März 2020 betreffend „Sicherstellung der Ausbildungsqualität 
des Fachhochschul-Sektors“ vorgelegt wird. 

4. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 23. März 
2020, mit dem eine Entschließung vom 27. Februar 2020 betreffend „Maßnahmen 
gegen Extremismus“ vorgelegt wird. 

5. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 13. März 2020, mit dem ein 
Beschluss vom 13. März 2020 betreffend „Herkunftsbezeichnung von Milch, Fleisch 
und Eiern in der Gemeinschaftsverpflegung und in verarbeiteten Lebensmitteln ab 
dem Jahr 2021“ vorgelegt wird. 

6. E 14-NR/XXVII.GP vom 3. April 2020 betreffend „aktuelle Situation in Ungarn“ 
(Wortlaut siehe Beilage). 

7. E 15-NR/XXVII.GP vom 3. April 2020 betreffend „Konzept zur Bedeckung der finan-
ziellen Erfordernisse der Krankenversicherung im Zusammenhang mit COVID 19“ 
(Wortlaut siehe Beilage). 

8. E 17-NR/XXVII.GP vom 3. April 2020 betreffend „wissenschaftliche Begleitung von 
Remote- und Home-Schooling“ (Wortlaut siehe Beilage). 

9. E 18-NR/XXVII.GP vom 3. April 2020 betreffend „zügige Bereitstellung von Corona-
Schutzbekleidung im Gesundheits- und Pflegebereich“ (Wortlaut siehe Beilage). 

10. E 19-NR/XXVII.GP vom 3. April 2020 betreffend „zusätzliche Maßnahmen zur 
Abfederung von sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise“ (Wortlaut 
siehe Beilage). 

11. E 283/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „Wahrung der Grundrechte“ 
(Wortlaut siehe Beilage). 



12. E 284/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „Errichtung eines Überbrückungs-
fonds für ArbeitnehmerInnen“ (Wortlaut siehe Beilage). 

13. E 285/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „keine Preistreiberei beim täglichen 
Einkauf“ (Wortlaut siehe Beilage). 

14. E 286/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „Ablaufdatum für Corona-Gesetze“ 
(Wortlaut siehe Beilage). 

15. E 288/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „Sicherung der Gemeindefinanzen in 
der Krise“ (Wortlaut siehe Beilage). 

16. E 289/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „zusätzliche Maßnahmen zur Ab-
federung von sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise“ (Wortlaut siehe 
Beilage). 

17. E 290/E-BR/2020 vom 4. April 2020 betreffend „Erhöhung der Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung“ (Wortlaut siehe Beilage). 

 

  



14/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. April 2020 

 
 
betreffend aktuelle Situation in Ungarn 
 
 
Die Bundesregierung wird aufgefordert,  
 
- sich weiterhin im direkten Gespräch mit ungarischen Regierungsvertretern für eine sofortige 
Rücknahme aller Notstandsgesetze und Sonderrechte nach Bewältigung der Corona-Krise 
einzusetzen 
 
- sich auf europäischer Ebene weiterhin dafür einzusetzen, dass die Notmaßnahmen, die von 
EUMitgliedstaaten einschließlich von Seiten der ungarischen Regierung getroffen worden sind, im 
Hinblick auf die Wahrung der Europäischen Grundwerte von Seiten der Europäischen Kommission 
genau beobachtet werden. 
 
- darauf hinzuwirken, dass diese Sonderrechte nach Beendigung der jetzigen Krise umgehend wieder 
zurückgesetzt werden. 
 
- sich dafür einzusetzen, dass die in den EU Mitgliedstaaten beschlossenen Sonder-Maßnahmen in 
Zusammenhang mit COVID-19 nicht zu einer Aushöhlung europäischer Werte führen. 
 
- sich weiterhin dafür einzusetzen, dass im nächsten MFR ein Rechtsstaatlichkeitsmechanismus 
eingeführt wird, um die Vergabe von EU-Mitteln stärker mit den europäischen Grundprinzipien zu 
verknüpfen. 
  



15/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. April 2020 

 
betreffend Konzept zur Bedeckung der finanziellen Erfordernisse der 
Krankenversicherung in Zusammenhang mit COVID 19 
 
 
Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen des Bundesbudgets für das Jahr 2021 festzustellen, 
welcher Bedarf den Trägern der Krankenversicherung aus Einnahmenausfällen und 
Mehraufwendungen für das Jahr 2020 in Zusammenhang mit der COVID 19-Krise entstanden ist. Die 
für Gesundheit und für Finanzen zuständigen Bundesminister werden ersucht, gemeinsam mit den 
zuständigen Krankenversicherungsträgern ein Konzept zur Bedeckung der finanziellen Erfordernisse 
auszuarbeiten. Dazu zählen insbesondere auch Beitragseinnahmen und jene Teile der 
Beitragseinnahmen, die treuhändig eingehoben werden (zB Pensionsversicherungsbeitrag), weiters 
auch Kosten für ärztliche Hilfe, Schutzausrüstung und Abfederungsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit der Pandemie für Versicherte und Dienstgeber. 
 
Im übrigen wird die Bundesregierung entsprechend dem Regierungsprogramm ersucht, die hohe 
Qualität des österreichischen Gesundheitssystems nachhaltig finanziell abzusichern. 
  



17/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. April 2020 

 
betreffend Wissenschaftliche Begleitung von Remote- und Home-Schooling 
 
 
Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 
wird aufgefordert, eine verpflichtende wissenschaftliche Begleitung inklusive stichprobenartiger 
Datenerhebung von Lehrer_innen, Eltern und Schüler_innen einzurichten, mit dem Erfolge und 
Verbesserungspotenzial insbesondere hinsichtlich e-Learning und e-Teaching in regelmäßigen 
Abständen abgefragt werden sollen. Des Weiteren soll erhoben werden, wie viele Schüler_innen 
derzeit mittels e-Learning bzw. e-Teaching nicht erreicht werden können und aus welchen Gründen. 
  



18/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. April 2020 

 
betreffend Zügige Bereitstellung von Corona-Schutzbekleidung im Gesundheits- und 
Pflegebereich 
 
 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Versorgung der Gesundheits- und Pflegeberufe mit 
Schutzbekleidung sicherzustellen. Für die Phase der Unterversorgung von Schutzbekleidung soll ein 
Belieferungsstrategie erarbeitet werden, die ein prioritäre Belieferung der Corona-Hotspots im 
Gesundheits- und Pflegebereich vorsieht. 
  



19/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
des Nationalrates vom 3. April 2020 

 
betreffend zusätzliche Maßnahmen zur Abfederung von sozialen und wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise 
 
 
Die Bundesregierung wird ersucht, 
 
1. den Personalstand beim Arbeitsmarktservice rasch um bis zu 500 Planstellen aufzustocken, damit 
diese außerordentlichen Belastungen bewältigt werden können 
 
2. ein zinsenloses Moratorium zumindest bis Ende des Jahres für Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge und Strom-/Gaslieferungen vorzusehen. 
 
3. sicherzustellen, dass Zeiten der COVID-19-Krise bei der Berechnung der Anspruchdauer des 
Arbeitslosengeldes sowie des Berufsschutzes und des Einkommensschutzes nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz außer Betracht bleiben. 



283/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Wahrung der Grundrechte 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-
Krankenund Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert umgehend, längstens jedoch bis zum 15. April 2020, einen 
Berichtsmechanismus der Mitglieder der Bundesregierung an den Nationalrat jeweils zu Monatsbeginn 
zur Wahrung der Grundrechte zu etablieren, welcher folgendes vorsieht: 
 
- Bericht über alle in Folge der COVID-19-Pandemie geplanten und umgesetzten Verordnungen, 
Erlässe sowie sonstiger damit im Zusammenhang stehender Verwaltungshandlungen, wobei 
Tätigkeiten der zur Bewältigung von COVID-19 eingerichteten Stellen gesondert auszuweisen sind. - 
Bericht über Maßnahmen zur Bekämpfung sogenannter „Fake News“ 
 
- Bericht über sämtliche Verwaltungsstrafen, die im Zusammenhang mit COVID-19 verhängt werden, 
sind unter Angabe der Rechtsgrundlage und der verhängten Strafe im Einzelnen nachvollziehbar 
aufzuschlüsseln. 
 



- Bericht über die Verwendung von Daten, welche für Datamining oder Big Data-Maßnahmen geeignet 
sind, unter Offenlegung der Datenquellen sowie deren Verarbeitung.“ 
  



284/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Errichtung eines 
Überbrückungsfonds für ArbeitnehmerInnen 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend einen Krisenüberbrückungsfonds für 
Arbeitnehmerlnnen zu schaffen, der mit mindestens einer Milliarde Euro dotiert ist, bei höherem 
Bedarf aufgestockt werden kann und aus dem nicht rückzahlbare Leistungen gewährt werden sollen. 
Unter anderem: 
 
1. ein 30-%iger Zuschlag zu allen Arbeitslosenversicherungsleistungen (Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe inklusive der Familienzuschläge), 
 
2. Zuschüsse für, durch die Corona-Krise in finanzielle Bedrängnis geratene, Arbeitnehmerlnnen z.B. 
zur Zahlung von Mietrückständen, Kreditraten, Strom- oder Gasrechnungen usw. sowie 
 



3. temporäre Einkommensersatzleistung für geringfügig Beschäftigte, die keinen 
Arbeitslosengeldanspruch haben und Arbeitnehmerlnnen, die aus anderen Gründen keinen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld haben (z.B. aufgrund von zu wenig Vordienstzeiten) und die seit Anfang März 
gekündigt wurden.“ 
  



285/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Keine Preistreiberei beim 
täglichen Einkauf! 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat und dem Bundesrat umgehend eine 
Regierungsvorlage zur Festlegung von temporären Preisobergrenzen für Endverkaufspreise von 
Grundnahrungsmitteln, Hygieneartikeln (z.B.: Desinfektionsmittel, Seife) sowie Arzneimitteln und 
Heilbehelfen (inkl. Atemschutzmasken) vorzulegen. 
Die Bundesministerin für Justiz wird aufgefordert, dem Nationalrat und dem Bundesrat umgehend 
einen Gesetzesentwurf zuzuleiten, in dem die Bestimmungen des StGB für Fälle einer allgemeinen 
Notsituation, wie es eine Zwangslage durch Pandemie darstellt, adaptiert werden und dafür ein 
qualifizierter Tatbestand, der strengere Strafen vorsieht, geschaffen wird.“ 
  



286/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Ablaufdatum für Corona- 
Gesetze 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat umgehend eine Regierungsvorlage 
zuzuleiten, welche das automatische Außerkrafttreten sämtlicher Gesetze, Verordnungen und Erlässe, 
die aufgrund der COVID-19-Krise beschlossen wurden, spätestens zum 31.12.2020 vorsieht.“ 
  



288/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Sicherung der 
Gemeindefinanzen in der Krise 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Finanzen wird aufgefordert, dem 
Nationalrat und dem Bundesrat ehestmöglich, spätestens jedoch zur Beschlussfassung zum Budget 
für 2020 im April diesen Jahres, einen Gesetzesvorschlag vorzulegen, mit dem der Bund den 
Gemeinden die sinkenden Ertragsanteile und die reduzierten Einnahmen aus der Kommunalsteuer 
abgilt, damit die vollständige Aufrechterhaltung der Gemeindeleistungen für die Österreicherinnen und 
Österreicher in der Krise und der anschließenden Phase der wirtschaftlichen Erholung finanziert 
werden kann.“ 
  



289/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend zusätzliche Maßnahmen 
zur Abfederung von sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Krise 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird ersucht, 
1. den Personalstand beim Arbeitsmarktservice rasch um bis zu 500 Planstellen aufzustocken, damit 
diese außerordentlichen Belastungen bewältigt werden können,  
 
2. ein zinsenloses Moratorium zumindest bis Ende des Jahres für Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge und Strom-/Gaslieferungen vorzusehen. 
 
3. sicherzustellen, dass Zeiten der COVID-19-Krise bei der Berechnung der Anspruchsdauer des 
Arbeitslosengeldes sowie des Berufsschutzes und des Einkommensschutzes nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz außer Betracht bleiben.“ 
  



290/E-BR/2020 
 

Entschließung 
 

des Bundesrates vom 4. April 2020 betreffend Erhöhung der Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 3. 
April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungs-
gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das 
Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das 
Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das 
Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das Land und forstwirtschaftliche 
Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das 
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, das 
ABBAGGesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-
Organisationsreformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken 
und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und 
das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung 
zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über 
hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnellmasken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (402/A) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend dafür Sorge zu tragen, dass allen beim 
Arbeitsmarktservice als arbeitslos registrierten Personen, der Bezug der aktuellen Leistung um die 
Dauer der Krise, mindestens jedoch bis 31.12.2020 verlängert wird und zusätzlich ein „COVID-19-
Ausgleich" für Arbeitslose in Form eines 30-%igen Zuschlages zu allen 
Arbeitslosenversicherungsleistungen (Arbeitslosengeld und Notstandshilfe inklusive der 
Familienzuschläge) rückwirkend mit 1. April 2020 gewährt wird. Dieser Zuschlag soll über die 
Finanzämter, bei denen alle Daten aller Erwerbstätigen vorhanden sind, automatisch, also ohne 
formale Antragstellung ausgezahlt werden. Die Arbeitsministerin wird weiters aufgefordert, umgehend 
dafür Sorge zu tragen, dass der Personalstand beim Arbeitsmarktservice rasch um bis zu 500 
Planstellen aufgestockt wird, damit diese außerordentlichen Belastungen bewältigt werden können.“ 
 


